
In vielen Fällen würden Rechtsmittelverhandlungen 
direkt in den Kreisgerichten durchgeführt, um am Bei­
spiel zu demonstrieren, wie die erzieherische Kraft der 
gesellschaftlichen Kollektive für die Bekämpfung und 
Verhütung von Rechtsverletzungen genutzt werden 
müsse.
Unbefriedigend seien — so führte Kubasch aus — der 
Stand der analytischen Tätigkeit und das System der 
Information. Die Wochenmeldung der Kreisgerichte 
müsse, um eine aktuelle Information des Bezirksgerichts 
zu gewährleisten, inhaltlich in mehreren Punkten er­
gänzt werden. Dadurch würden die Kreisgerichte ge­
zwungen, ihre Arbeit selbstkritisch einzuschätzen und 
Maßnahmen zur Beseitigung von Mängeln zu ergreifen.
Über erste Ergebnisse bei der Durchsetzung des Rechts­
pflegeerlasses im Bereich der Militärgerichte informierte 
Oberstleutnant des Justizdienstes Ruf (Militärkolle­
gium des Obersten Gerichts). Dabei behandelte er aus­
führlich die Rechenschaftslegung des Militärobergerichts 
Neubrandenburg vor dem Militärkollegium des Ober­
sten Gerichts und gab, ausgehend von den Erfahrungen 
mit den Militärschöffen, Hinweise zur Verbesserung der 
Schöffenarbeit.
Beachtliche Anregungen für die Heranziehung von Ver­
fahren an das Bezirksgericht vermittelte der Diskus­
sionsbeitrag von Bezirksgerichtsdirektor K e i l  (Cott­
bus). Keil charakterisierte diese neue Institution unseres 
Rechts als ein wichtiges Instrument für die unmittel­
bare Leitung der Rechtsprechung im Bezirk und be­
richtete über die Erfahrungen, die das Bezirksgericht 
Cottbus bei der Anwendung des § 28 GVG gesammelt 
hat3.
Einem aktuellen Problem der gerichtlichen Praxis — der 
Beseitigung der Reste — wandte sich Bezirksgerichts­
direktor G r a ß  (Leipzig) zu. Er legte dar, welche Me­
thoden das Bezirksgericht anwendet, um Fristüber­
schreitungen auf ein Mindestmaß zu senken bzw. völlig 
zu vermeiden. Nachdem ideologische Klarheit darüber 
geschaffen worden war, daß die schleppende Behand­
lung sowohl von Strafverfahren als auch von Zivil- und 
Familiensachen das Vertrauen der Bürger zur sozialisti­
schen Rechtspflege beeinträchtigt, seien konkrete Maß­
nahmen eingeleitet worden, wie z. B. Verkürzung des 
Aktenumlaufs bei den Gerichten, bessere Auslastung 
der Richter usw. Die Ursachen für die unterschiedliche 
Dauer der Erledigung von Verfahren bei den einzelnen 
Kreisgerichten würden zur Zeit untersucht.
Zu prinzipiellen Fragen einer wissenschaftlich fundier­
ten Leitungstätigkeit der Gerichte äußerte sich Dozent 
Dr. B u c h h o l z  (Institut für Strafrecht der Humboldt- 
Universität). Die Leitungstätigkeit müsse darauf ge­
richtet sein, die Rechtsprechung zu qualifizieren, weil 
das eine wesentliche Voraussetzung für ihre gesell­
schaftliche Wirksamkeit sei. Das erfordere, Grundfragen 
der Rechtspi’echung, wie z. B. das Verhältnis von Zwang 
und Überzeugung, inhaltlich in Beratungen des Plenums 
und des Präsidiums zu diskutieren. Eine wesentliche 
Aufgabe der Leitungstätigkeit des Obersten Gerichts sei 
es, das theoretische Niveau der Richter in allen Ebenen 
zu erhöhen. Bei jedem einzelnen müsse die Fähigkeit 
entwickelt werden, selbständig in die gesellschaftlichen 
und politischen .Zusammenhänge der konkreten Rechts­
verletzung einzudringen. Wo die ideologische Klar­
heit, wo theoretisches Wissen fehle, da herrsche das 
Unvermögen, gesellschaftliche Gesetzmäßigkeiten zu er­
kennen, und machten sich Subjektivismus und Spon­
taneität breit.
Buchholz erläuterte dann — von diesen Grundfragen 
ausgehend — die Rolle der Strafe bei der Bekämpfung S
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und Zurückdrängung der Kriminalität in der sozialisti­
schen Gesellschaft. Die bisher übliche Charakterisierung 
der Strafe als Einheit von Zwang und Erziehung reiche 
nicht mehr aus, um den Inhalt und das Wesen der Strafe 
in der sozialistischen Gesellschaft zu bestimmen. Die 
Strafe sei unter unseren gegenwärtigen Bedingungen 
der gesellschaftlichen Entwicklung schon keine Strafe' 
im alten Sinne oder auch im eigentlichen Sinne mehr. 
Vielmehr werde sie in immer stärkerem Maße zu einem 
wichtigen staatlichen Leitungsinstrument, das inbeson­
dere mit' zur Organisierung des gesellschaftlichen 
Kampfes gegen Rechtsverletzungen diene und auf die 
Beseitigung der Ursachen und begünstigenden Bedin­
gungen der Straftaten orientiere. Das Wesen der Strafe 
im Sozialismus sei — abgesehen von den Fällen der 
schweren Verbrechen — insbesondere durch die Er­
ziehung der Rechtsverletzer gekennzeichnet; sie wirke 
auf das Bewußtsein des Täters ein, indem sie ihn an 
die Einsicht in die Gesetzmäßigkeiten der gesellschaft­
lichen Entwicklung heranführe. Die Strafe, müsse auf 
echter Verantwortlichkeit, auf Schuld basieren, und dem 
Täter müsse diese Verantwortlichkeit bewußt gemacht 
werden. Dann werde eirsich selbst von seiner Tat distan­
zieren. und die Strafe "als gerecht anerkennen. Zum 
Wesen der Strafe im Sozialismus gehöre die moralisch- 
politische Verurteilung der Tat durch die Gesellschaft, 
die mit dem gerichtlichen Urteil koordiniert werden 
müsse. Bei den Straftaten, für die eine Gefängnisstrafe 
bis zu zwei Jahren angedroht ist, müsse generell zu­
nächst die Anwendung der bedingten Verurteilung ge­
prüft werden. Sei in diesen Fällen eine Freiheitsstrafe 
am Platze, dann müsse das Gericht begründen, warum 
es von dem Ausspruch einer bedingten Verurteilung 
Abstand genommen habe. ~
Breiten Raum nahmen in der weiteren Diskussion die 
mit der Anwendung der Strafen ohne Freiheitsentzie­
hung verbundenen Probleme ein. Insbesondere bei der 
bedingten Verurteilung ist in der Praxis der Gerichte 
noch oft festzustellen, daß die Kraft der sozialistischen 
Kollektive in den Betrieben unterschätzt wird und daß 
hohe Anforderungen an die Anwendung des § 1 StEG 
gestellt werden. Bezirksgerichtsdirektor Frau S t e f a n  
(Gera) wies dies an zahlreichen Beispielen aus der 
Rechtsmitteltätigkeit des Bezirksgerichts nach. In der 
letzten Zeit hätten zahlreiche Urteile der Kreisgerichte, 
insbesondere bei Eigentumsdelikten, aufgehoben wer­
den müssen, weil sie zu Unrecht die bedingte Verurtei­
lung abgelehnt hatten. Typisch dafür sei ein Urteil des 
Kreisgerichts Lobenstein, durch das ein Angeklagter 
wegen Unterschlagung gesellschaftlichen Eigentums in 
Höhe von 800 DM zu sieben Monaten Gefängnis ver­
urteilt wurde. Ohne sich auch nur im geringsten auf die 
gesellschaftlichen Kräfte zu stützen, die bereit und in 
der Lage waren, den Angeklagten zu erziehen, halte 
das Kreisgericht behauptet, das Verhalten des Ange­
klagten in der Vergangenheit lasse eine bedingte Ver­
urteilung nicht zu. Die Feststellungen zur Person des 
Angeklagten waren einseitig und gingen von Idealvor­
stellungen aus. Der Angeklagte war nicht vorbestraft 
und leistete — insbesondere in letzter Zeit — beruflich 
und gesellschaftlich eine vorbildliche Arbeit.
Der komm. Stellvertreter des Generalstaatsanwalts, 
W e n d l a n d ,  ging in seinem Diskussionsbeitrag auf 
solche dogmatischen Auslegungen des § 1 StEG ein und 
nannte als Ursache, daß ungenügende Klarheit über den 
Inhalt der neuen gesellschaftlichen Bedingungen be­
stehe, wie sie in den Dokumenten der Partei und der 
Staatsführung charakterisiert sind.
Oberrichter Frau von E h r e n  w a l l  (Oberstes Gericht) 
hob in diesem Zusammenhang hervor, daß die bedingte 
Verurteilung noch oft abgelehnt werde, weil die im § 1 
StEG genannten Voraussetzungen nicht als Einheit an-
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